
 

  

S 20 SO 217/05

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Hessisches Landessozialgericht
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 9
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Einstweiliger Rechtsschutz

Grundsicherung
Private Zusatz-Pflegeversicherung
Beitragsangemessenheit
Soziale Pflegeversicherung
Hilfe zur Pflege
individuelle Verhältnisse
Pflegefallrisiko
Lebensunterhalt

Leitsätze 1) Beiträge zu einer privaten Zusatz-
Pflegeversicherung sind für einen
Bezieher von Grundsicherungsleistungen
im Allgemeinen dann nicht angemessen,
wenn der Hilfeempfänger als Mitglied
einer gesetzlichen Pflegekasse bereits
über eine Vorsorge für den Fall einer
Pflegebedürftigkeit verfügt.

2) Die der sozialen Pflegeversicherung
systemimmanenten Leistungsgrenzen
begründen eine Angemessenheit privater
Zusatz-Pflegeversicherung mit Rücksicht
auf die fürsorgerischen
Leistungsergänzungen insbesondere
durch die Hilfe zur Pflege im Allgemeinen
nicht.

3) Die individuellen Verhältnisse eines
gesetzlich pflegeversicherten
Hilfeempfängers begründen eine
Angemessenheit privater Zusatz-
Pflegeversicherung unter
Berücksichtigung von Vorerkrankungen
dann nicht, wenn eine künftige
Verbesserung der Lebenssituation des
Hilfeempfängers wie eine künftige
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Entlastung des Grundsicherungsträgers
nicht absehbar (Anschluss an BVerwG
vom 24.06.1999 – 5 C 18/98) ist und
wenn die Beitragsentrichtung den
Lebensunterhalt einer Vergleichsperson
mit Einkommen knapp oberhalb der
Sozialhilfegrenze gefährden (Anschluss an
BVerwG vom 28.05.2003 – 5 C 8/02)
würde.

Normenkette SGG § 86b Abs. 2
SGB XII § 32 Abs. 3
SGB XII § 82 Abs. 2 Nr. 3
SGB XI § 13 Abs. 3
SGB XII § 61 ff.

1. Instanz

Aktenzeichen S 20 SO 217/05
Datum 30.01.2006

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 SO 13/06 ER
Datum 09.06.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts
GieÃ�en vom 30. Januar 2006 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Ziel des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens sind hÃ¶here
Grundsicherungsleistungen nach dem Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch (SGB XII)
durch Ã�bernahme von BeitrÃ¤gen zu einer privaten Zusatz-Pflegeversicherung
oder Absetzung derselben vom Einkommen.

Die Antragstellerin ist 1949 geboren, hat zwei Kinder, ist geschieden,
leistungsgemindert im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung seit dem Jahre
1997 (Landesversicherungsanstalt Hessen, Widerspruchsbescheid vom 28.
Dezember 1999) und schwerbehindert mit einem Grad der Behinderung von 80
sowie dem Nachteilsausgleich "aG" seit dem Jahre 1997 (Hessisches Amt fÃ¼r
Versorgung und Soziales GieÃ�en, Bescheid vom 20. Juni 1998). Die Antragstellerin
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bezog vor dem 1. Januar 2005 von dem Antragsgegner Hilfe zum Lebensunterhalt
nach den Bestimmungen des Bundessozialhilfegesetzes â�� BSHG â�� (B.-Kreis,
Bescheid vom 12. Dezember 2002) sowie Grundsicherung nach den Bestimmungen
des Gesetzes Ã¼ber eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung (B.-Kreis, Bescheid vom 31. MÃ¤rz 2003). Sie bezieht seit dem 1.
Januar 2005 von dem Antragsgegner Grundsicherungsleistungen nach dem SGB XII
(zuletzt 295,78 Euro monatlich ab 1. April 2006 laut Bescheid vom 27. MÃ¤rz 2006),
darunter die BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Krankenversicherung und
Pflegeversicherung bei der DAK.

Die Antragstellerin unterhielt seit dem 1. Oktober 2004 bei der H.-Versicherungs-AG
in H. im Rahmen eines Gruppenversicherungsvertrags des Sozialverbands VdK,
Landesverband Hessen e.V., eine Pflegerenten-Risiko-Versicherung (Tarif PRG F)
Ã¼ber eine monatliche Rente von 1.000,00 Euro bei Pflegestufe III
(Versicherungsschein vom 29. September 2004, Versicherungsnummer xxx) gegen
einen Beitrag von zunÃ¤chst monatlich 69,50 Euro, zuletzt von monatlich 75,86
Euro. Die H.-Versicherungs-AG erklÃ¤rte nach BeitragsÃ¼berbrÃ¼ckungen
zunÃ¤chst auf den 1. August 2005, dann auf den 1. MÃ¤rz 2006, die Versicherung
mit Schreiben vom 2. Juni 2006 wegen BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nden fÃ¼r erloschen.

Die Antragstellerin beantragte am 12. Oktober 2004 bei dem Antragsgegner die
Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge fÃ¼r ihre private Zusatz-Pflegeversicherung nebst
Sterbe- und Unfallversicherung. Der Antragsgegner gewÃ¤hrte der Antragstellerin
durch Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2005 die BeitrÃ¤ge zur Sterbe- und
Unfallversicherung ab November 2004.

Die Antragstellerin erhob am 2. Februar 2005 bei dem Verwaltungsgericht GieÃ�en
UntÃ¤tigkeitsklage wegen Nicht-Bescheidung ihres Leistungsantrags vom 12.
Oktober 2004, die Zusatz-Pflegeversicherung betreffend. Das Gericht verwies durch
Beschluss vom 10. Februar 2005 (4 E 243/05) den Rechtsstreit an das zustÃ¤ndige
Sozialgericht GieÃ�en, bei dem die Antragstellerin die UntÃ¤tigkeitsklage (S 20 SO
14/05) weiterfÃ¼hrte.

Der Antragsgegner lehnte durch Bescheid vom 10. Februar 2005 den Antrag vom
12. Oktober 2004, die Zusatz-Pflegeversicherung betreffend, ab, weil
BeitragsÃ¼bernahmen fÃ¼r freiwillige Versicherungsleistungen nach den
gesetzlichen Bestimmungen nur dann mÃ¶glich seien, wenn
VersicherungsbeitrÃ¤ge oder Ã¤hnliche BeitrÃ¤ge durch Gesetz vorgeschrieben
seien. Ausgaben kÃ¶nnten allein fÃ¼r notwendige und angemessene
Versicherungen berÃ¼cksichtigt werden. Freiwillige Versicherungsleistungen fielen
darunter nicht, weil die gesetzlichen Versicherungsleistungen den Bedarfsfall
decken wÃ¼rden. Eine Absicherung aller eventuellen Risiken sei auch einer
Durchschnittsfamilie nicht mÃ¶glich.

Die Antragstellerin legte dagegen am 21. Februar 2005 mit Schreiben vom 16.
Februar 2005 Widerspruch ein und vertrat dazu die Auffassung, nicht allein die
gesetzlich vorgeschriebenen, sondern auch freiwillige Versicherungen mit
Ã¤hnlichem Sicherungszweck seien berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig.
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PflegebedÃ¼rftigkeit sei bei ihr aufgrund von Schwerbehinderung und
ErwerbsunfÃ¤higkeit ein hohes Risiko. Die Leistungen der gesetzlichen
Pflegeversicherung seien im Leistungsfall unzureichend, weshalb diese LÃ¼cke
durch eine zusÃ¤tzliche Pflegeversicherung geschlossen werden mÃ¼sse. Der
Verlust der einzigen Pflegeversicherung, die sie bei bestehender Vorerkrankung
aufgenommen habe, wÃ¤re fÃ¼r sie eine besondere HÃ¤rte.

Der Antragsgegner wies durch Widerspruchsbescheid vom 11. Juli 2005 den
Widerspruch gegen den Bescheid vom 10. Februar 2005 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck, weil die Voraussetzungen des Â§ 76 Abs. 2 BSHG fÃ¼r eine Absetzung
von BeitrÃ¤gen auch zu privaten Versicherungen, auch soweit diese nach Grund
und HÃ¶he angemessen seien, nicht erfÃ¼llt seien. Bei der Bewertung der
Angemessenheit sei von den bei einer Durchschnittsfamilie Ã¤hnlicher Art
Ã¼blichen oder notwendigen Vorkehrungen gegen Risiken des tÃ¤glichen Lebens
auszugehen. Zum Standard von Familien mit geringem Einkommen zÃ¤hle eine
Pflegezusatzversicherung weder Ã¼berhaupt, noch in dieser HÃ¶he von 69,50 Euro
monatlich. Voraussetzung fÃ¼r eine BeitragsÃ¼bernahme wÃ¤re jedoch, dass fÃ¼r
den SozialhilfetrÃ¤ger in absehbarer Zeit eine wesentliche Entlastung eintreten
werde (Bezugnahme auf Bundesverwaltungsgericht â�� BVerwG â�� vom 24. Juni
1999). Nach den subjektiven VerhÃ¤ltnissen der Antragstellerin solle die
Zusatzversicherung einen Lebensumstand abdecken, von dem man heute nicht
sagen kÃ¶nne, ob, wann und in welchem Umfang er eintreten werde.

Die Antragstellerin fÃ¼hrte die Klage als Anfechtungs- und Verpflichtungsklage
gegen den Bescheid vom 10. Februar 2005 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 11. Juli 2005 weiter. Sie machte fÃ¼r sich ein
mehrfach hohes PflegebedÃ¼rftigkeitsrisiko aufgrund ihrer exogen-allergischen
Alveolitis mit Folgeerkrankungen geltend. Ã�ber die Klage wurde nach Aktenlage
noch nicht entscheiden (S 18/20 SO 14/05). Das Gericht lehnte durch Beschluss vom
30. Januar 2006 die GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe ab; Ã¼ber die dagegen bei
dem Hessischen Landessozialgericht eingelegte Beschwerde (L 9 B 38/06 SO) wurde
noch nicht entschieden.

Die Antragstellerin hat am 21. November 2005 mit Schreiben vom 14. November
2005 bei dem Sozialgericht GieÃ�en beantragt, den Antragsgegner im Wege der
einstweiligen Anordnung zu verpflichten, Leistungen nach dem SGB XII in HÃ¶he der
BeitrÃ¤ge zu ihrer privaten Zusatz-Pflegeversicherung zu gewÃ¤hren. Zur
BegrÃ¼ndung hat sie geltend gemacht, die Voraussetzungen fÃ¼r eine
BerÃ¼cksichtigung der VersicherungsbeitrÃ¤ge nach Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII ab
1. Januar 2005 seien vorliegend erfÃ¼llt, denn die abgeschlossene
Pflegeversicherung stehe in Korrelation zu ihrem aufgrund gesundheitlicher
Disposition (exogen-allergische Lungenfibrose mit Folgeerkrankungen) besonders
erhÃ¶hten Pflegefallrisiko. Da die soziale Pflegeversicherung nur einen Teil der
Pflegekosten Ã¼bernehme, sei sie auf die Inanspruchnahme einer Zusatz-
Pflegeversicherung dringend angewiesen. Sie selbst kÃ¶nne aufgrund ihrer engen
finanziellen VerhÃ¤ltnisse keine RÃ¼cklagen fÃ¼r den Fall ihrer
PflegebedÃ¼rftigkeit bilden. Auch mÃ¼sse vermieden werden, dass die mittlerweile
volljÃ¤hrige Tochter im Falle einer PflegebedÃ¼rftigkeit in den finanziellen Ruin
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gestÃ¼rzt werde. AuÃ�erdem habe sie ein familienrechtliches Unterhaltsverfahren
gegen ihren geschiedenen Ehemann anhÃ¤ngig gemacht, infolgedessen ihre
HilfebedÃ¼rftigkeit mÃ¶glicherweise gÃ¤nzlich entfallen werde. Die
VersicherungsbeitrÃ¤ge von monatlich 69,50 Euro seien auch ihren persÃ¶nlichen
und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen angemessen. Ein Zuwarten bis zur
Gerichtsentscheidung in der Hauptsache sei ihr nicht zumutbar, weil die
Versicherungsgesellschaft die KÃ¼ndigung der Versicherung fÃ¼r den Fall
angekÃ¼ndigt habe, dass die rÃ¼ckstÃ¤ndigen VersicherungsbeitrÃ¤ge nicht
unverzÃ¼glich entrichtet wÃ¼rden, und weil ihr durch keine
Versicherungsgesellschaft die MÃ¶glichkeit eines Neuabschlusses mehr gewÃ¤hrt
wÃ¼rde.

Der Antragsgegner hat dagegen eingewandt, die begehrte Ã�bernahme bzw. die
BerÃ¼cksichtigung der BeitrÃ¤ge fÃ¼r die private Zusatz-Pflegeversicherung sei
mit Bescheid vom 10. Februar 2005 rechtmÃ¤Ã�ig abgelehnt worden. Die
Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII, wonach BeitrÃ¤ge auch zu
privaten Versicherungen vom Einkommen abzusetzen seien, soweit diese nach
Grund und HÃ¶he angemessen seien, seien vorliegend in Bezug auf die Zusatz-
Pflegeversicherung der Antragstellerin nicht erfÃ¼llt, denn eine
Pflegezusatzversicherung gehÃ¶re nicht zum Standard von Familien mit geringem
Einkommen. Der Grundbedarf im Falle des Eintritts von PflegebedÃ¼rftigkeit bei der
Antragstellerin werde bereits durch die gesetzliche Pflegeversicherung bei der DAK
gedeckt. Die Zusatz-Pflegeversicherung sei im Hinblick auf die persÃ¶nlichen
VerhÃ¤ltnisse der bereits bei Abschluss des Versicherungsvertrages
hilfebedÃ¼rftigen Antragstellerin, die mit ihrem geringen Einkommen besonders
sparsam habe haushalten mÃ¼ssen, nicht angemessen. Auch stehe ein Eintritt von
PflegebedÃ¼rftigkeit bei der Antragstellerin gar nicht fest. Falls bei einer
kÃ¼nftigen PflegebedÃ¼rftigkeit die Mittel der gesetzlichen Pflegeversicherung und
die eigenen Mittel der Antragstellerin nicht ausreichten, mÃ¼ssten zunÃ¤chst die
AngehÃ¶rigen der Antragstellerin, erst dann der SozialhilfetrÃ¤ger einstehen. Der
SozialhilfetrÃ¤ger kÃ¶nne aufgrund des Prinzips des Nachrangs der Sozialhilfe nicht
verpflichtet werden, Leistungen zur Absicherung von Risiken zu gewÃ¤hren, die
vorrangig andere zu tragen hÃ¤tten.

Das Sozialgericht GieÃ�en hat durch Beschluss vom 30. Januar 2006 den Antrag auf
Erlass einer einstweiligen Anordnung abgelehnt. Es hat seine Entscheidung im
Wesentlichen wie folgt begrÃ¼ndet: Die Anordnungsvoraussetzungen nach Â§ 86b
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) seien nicht gegeben. Die Antragstellerin habe
einen Anordnungsgrund hinsichtlich der BerÃ¼cksichtigung ihrer BeitrÃ¤ge zur
freiwilligen Zusatz-Pflegeversicherung bei der Festsetzung der ihr zustehenden
Grundsicherungsleistungen nicht glaubhaft gemacht. Die Antragstellerin erhalte
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach Â§ 41 SGB XII unter dem
Vorbehalt, dass der Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen und
VermÃ¶gen beschafft werden kÃ¶nne. Von dem Einkommen im Sinne von Â§ 82
Abs. 1 SGB XII seien gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII u. a. BeitrÃ¤ge zu
Ã¶ffentlichen oder privaten Versicherungen oder Ã¤hnlichen Einrichtungen
abzusetzen, soweit diese BeitrÃ¤ge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und
HÃ¶he angemessen seien. Dem SicherungsbedÃ¼rfnis hinsichtlich einer
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zukÃ¼nftigen PflegebedÃ¼rftigkeit werde grundsÃ¤tzlich durch die gesetzliche
Pflegeversicherung Rechnung getragen. Der Antragsgegner fÃ¼hre fÃ¼r die
Antragstellerin bereits PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge an die DAK ab. Die von der
Antragstellerin abgeschlossene private Zusatz-Pflegeversicherung sei nicht
gesetzlich vorgeschrieben und gehÃ¶re nicht zum Standard von Familien mit
geringem Einkommen. Bei WÃ¼rdigung der GesamtlebensumstÃ¤nde der
Antragstellerin sei jene Versicherung auch nach Grund und HÃ¶he nicht
angemessen. Der unbestimmte Rechtsbegriff der Angemessenheit sei auf die
VorsorgemaÃ�nahmen zu begrenzen, die von einem in bescheidenen
VerhÃ¤ltnissen lebenden vorausplanenden BÃ¼rger, der kein Ã¼berzogenes
SicherheitsbedÃ¼rfnis habe, unter dem Blickwinkel der Daseinsvorsorge als sinnvoll
und tragbar eingestuft werde. Nach der Rechtsprechung des BVerwG zum
Bundessozialhilfegesetz mÃ¼sse eine Verbesserung der Situation des
HilfebedÃ¼rftigen durch eine Versicherung absehbar sein. Wenn vÃ¶llig ungewiss
sei, ob eine Versicherung je zu einer Verbesserung fÃ¼r den HilfebedÃ¼rftigen oder
zu einer Entlastung der Sozialhilfe fÃ¼hren wÃ¼rde, stehe das der Angemessenheit
der VersicherungsbeitrÃ¤ge entgegen (BVerwG vom 24. Juni 1999 â�� 5 C 18/98).
Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze sei die Angemessenheit der
Pflegezusatzversicherung nicht glaubhaft gemacht, weil ein erhÃ¶htes Risiko der
Antragstellerin, in absehbarer Zeit pflegebedÃ¼rftig zu werden und diese Situation
nicht Ã¼ber die Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung kompensieren zu
kÃ¶nnen, nicht glaubhaft gemacht sei.

Die Antragstellerin hat am 20. Februar 2006 mit Schreiben vom 19. Februar 2006
gegen den ihrem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 6. Februar 2006 zugestellten
Beschluss Beschwerde bei dem Hessischen Landessozialgericht eingelegt und
verfolgt ihr bisheriges Verfahrensziel weiter. Sie hat geltend gemacht: Ohne eine
Entscheidung im einstweiligen Verfahren entstÃ¼nden ihr schwere und
unzumutbare, anders nicht abzuwendende Nachteile, zu deren Beseitigung eine
spÃ¤tere Entscheidung im Hauptsacheverfahren nicht mehr in der Lage wÃ¤re.
Dazu hat sie zunÃ¤chst wiederholt, ihre Pflegezusatzversicherung drohe endgÃ¼ltig
verloren zu gehen, wenn sie die VersicherungsbeitrÃ¤ge nicht zahle. Auf Vorhalt der
seitens der H.-Versicherungs-AG mit Schreiben vom 2. Juni 2006 eingerÃ¤umten
MÃ¶glichkeit eines jederzeitigen Versicherungs-Neuabschlusses nach
zwischenzeitlichem ErlÃ¶schen der Versicherung hat sie behauptet, davon bis jetzt
nichts gewusst zu haben. Auch kÃ¶nne sie die erloschene Versicherung durch
Zahlung der BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nde wieder aufleben lassen. Jedenfalls benÃ¶tige sie
weiterhin baldmÃ¶glichst zusÃ¤tzlichen Versicherungsschutz gegen eine
PflegebedÃ¼rftigkeit, weil PflegebedÃ¼rftigkeit bei ihr jederzeit eintreten kÃ¶nne,
nachdem sie bereits ein Pflegefall gewesen sei, wobei der Versicherungsschutz
ohnehin erst nach einer Aufbauzeit von drei Jahren gewÃ¤hrt wÃ¼rde. Die
gesetzliche Pflegeversicherung wÃ¼rde nur ungefÃ¤hr die HÃ¤lfte der Pflegekosten
abdecken, was im Falle ihrer PflegebedÃ¼rftigkeit zu schweren Nachteilen fÃ¼r sie
fÃ¼hren wÃ¼rde. Ihre beiden volljÃ¤hrigen Kinder seien beide schwerbehindert,
und weitere AngehÃ¶rige, die zur Beteiligung an Pflegekosten verpflichtet sein
kÃ¶nnten, habe sie nicht. Die Erhaltung ihrer Zusatz-Pflegeversicherung wÃ¼rde ihr
im Falle des Eintritts von PflegebedÃ¼rftigkeit aus der Sozialhilfe heraushelfen, und
umgekehrt wÃ¼rde auch der SozialhilfetrÃ¤ger entlastet. Der Antragsgegner
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kÃ¶nne vorlÃ¤ufig gewÃ¤hrte Leistungen aufgrund seines Ã�berleitungsanspruchs
auf den von ihr beim Amtsgericht Wetzlar gegen ihren frÃ¼heren Ehemann geltend
gemachten Unterhalts-ErhÃ¶hungsanspruch (von 400,00 Euro auf 800,00 Euro)
zurÃ¼ckfordern; das Amtsgericht habe ihr aufgrund bestehender Erfolgsaussicht
Prozesskostenhilfe gewÃ¤hrt (Beschluss vom 10. Oktober 2004 â�� 6 F 151/04 UE).
Auch habe sie einen Schadensersatzanspruch gegen den A.-Kreis. Zu ihrem
Gesundheitszustand hat sie die Bescheinigungen ihres Hausarztes O. D. vom 27.
Mai 2004, vom 8. Juli 2003 sowie vom 7. Juni 2006 beigefÃ¼gt.

Die Antragstellerin beantragt,
den Beschluss des Sozialgerichts GieÃ�en vom 30. Januar 2006 aufzuheben und den
Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihr Leistungen
nach dem SGB XII unter Absetzung von 75,86 Euro monatlich als Beitrag zur
Pflegezusatzversicherung von ihrem Einkommen ab 1. Mai 2006 zu gewÃ¤hren.

Der Antragsgegner beantragt,
die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Der Antragsgegner erachtet den Beschluss des Sozialgerichts GieÃ�en fÃ¼r
rechtmÃ¤Ã�ig und hÃ¤lt in der Sache daran fest, dass die von der Antragstellerin
abgeschlossene private Zusatz-Pflegeversicherung weder dem Grunde nach, noch
der HÃ¶he nach angemessen sei. Die Voraussetzungen des Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB
XII seien nicht erfÃ¼llt. Eine private Zusatz-Pflegeversicherung gehÃ¶re nicht zum
Standard von Familien mit geringem Einkommen (Bezugnahme auf BVerwG vom 28.
Mai 2003 â�� 5 C 8/02). Vorliegend sei auch nicht absehbar, ob die Antragstellerin
Ã¼berhaupt pflegebedÃ¼rftig werde und ob die Mittel der gesetzlichen
Pflegeversicherung, die eigenen Mittel sowie die Unterhaltsleistungen
unterhaltspflichtiger Personen, insbesondere des geschiedenen Ehemanns und der
Tochter, nicht ausreichen wÃ¼rden und ob die Leistungspflicht des
SozialhilfetrÃ¤gers durch die Zusatz-Pflegeversicherung komplett ausgeschlossen
wÃ¼rde. Jedenfalls entstÃ¼nde der Antragstellerin im Falle einer
PflegebedÃ¼rftigkeit aufgrund der KostenÃ¼bernahme durch den
SozialhilfetrÃ¤ger kein Schaden. Auch seien die BeitrÃ¤ge anderer privater
Pflegeversicherungen nach eigenen Ermittlungen um ca. die HÃ¤lfte gÃ¼nstiger.
Die beabsichtigte Klage der Antragstellerin gegen den A.-Kreis wegen einer
Amtspflichtverletzung habe keine Aussicht auf Erfolg (Bezugnahme auf OLG
Frankfurt vom 30. MÃ¤rz 2006 â�� 1 W 11/06).

Der Berichterstatter hat die Beteiligten im ErÃ¶rterungstermin vom heutigen Tag
angehÃ¶rt.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Ã¼brigen Inhalt der Gerichtsakte sowie der
VerwaltungsvorgÃ¤nge des Antragsgegners verwiesen.

II.

Das Gericht kann nach Â§ 155 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) im EinverstÃ¤ndnis
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mit den Beteiligten durch den bestellten Berichterstatter entscheiden; vorliegend
haben beide Beteiligte ihr diesbezÃ¼gliches EinverstÃ¤ndnis am 9. Juni 2006
erklÃ¤rt.

Die Beschwerde der Antragstellerin vom 20. Februar 2006 gegen den Beschluss des
Sozialgerichts GieÃ�en vom 30. Januar 2006 ist statthaft (Â§ 172 Abs. 1 SGG) und
insbesondere form- und fristgerecht (Â§ 173 SGG) eingelegt; das Sozialgericht hat
der Beschwerde am 6. MÃ¤rz 2006 nicht abgeholfen (Â§ 174 SGG).

Die Beschwerde ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Der Beschluss des Sozialgerichts
GieÃ�en vom 30. Januar 2006 ist nicht rechtsfehlerhaft und aufzuheben. Der
Antragsgegner ist nicht im Wege der einstweiligen Anordnung zur GewÃ¤hrung von
Leistungen nach dem SGB XII in HÃ¶he von 75,86 Euro ab 1. MÃ¤rz 2006 an die
Antragstellerin zu verpflichten.

Das Gericht kann auf Antrag nach Â§ 86b Abs. 2 SGG eine einstweilige Anordnung in
Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine
VerÃ¤nderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des
Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte (Satz 1); es kann
eine einstweilige Anordnung auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in
Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn eine solche Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint (Satz 2). Neben dem
Anordnungsgrund, das ist: der Sachverhalt, der die EilbedÃ¼rftigkeit der Anordnung
begrÃ¼ndet, setzt die GewÃ¤hrung von einstweiligem Rechtsschutz nach
herrschender Meinung (vgl. Meyer-Ladewig/Keller/ Leitherer, SGG, Kommentar, 8.
Auflage, Rdnr. 26c zu Â§ 86b) den Anordnungsanspruch, das ist: der materiell-
rechtliche Anspruch auf die Leistung, voraus, zu der der Antragsgegner im Wege
des einstweiligen Rechtsschutzes verpflichtet werden soll. Anordnungsanspruch und
Anordnungsgrund bilden aufgrund ihres funktionalen Zusammenhangs ein
bewegliches System gegenseitiger Wechselbeziehung: Ist etwa die Klage in der
Hauptsache offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet, ist der Antrag auf
einstweilige Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den Anordnungsgrund grundsÃ¤tzlich
abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht nicht vorhanden ist. Ist die Klage in
der Hauptsache dagegen offensichtlich begrÃ¼ndet, so vermindern sich die
Anforderungen an einen Anordnungsgrund (wie vor, Rdnr. 29). Bei offenem Ausgang
des Hauptsacheverfahrens, wenn etwa eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach-
und Rechtslage im Eilverfahren nicht mÃ¶glich ist, ist im Wege einer
FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden, wenn die grundrechtlichen Belange des
Antragstellers berÃ¼hrt sind, weil sich die Gerichte schÃ¼tzend und fÃ¶rdernd vor
die Grundrechte des Einzelnen stellen mÃ¼ssen (Bundesverfassungsgericht â��
BVerfG -, Beschluss vom 12. Mai 2005 â�� 1 BvR 569/05).

Alle Voraussetzungen des einstweiligen Rechtsschutzes sind â�� unter Beachtung
der GrundsÃ¤tze der objektiven Beweislast â�� glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2
Satz 4 SGG i. V. m. Â§ 920 Abs. 2 Zivilprozessordnung â�� ZPO -); die richterliche
Ã�berzeugungsgewissheit in Bezug auf die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen des
Anordnungsanspruchs und des Anordnungsgrundes erfordert insoweit eine lediglich
Ã¼berwiegende Wahrscheinlichkeit (Meyer-Ladewig, a. a. O., Rdnr. 16b). Sind
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Grundrechte tangiert, ist die Sach- und Rechtslage allerdings nicht nur summarisch,
sondern abschlieÃ�end zu prÃ¼fen (BVerfG, a. a. O.).

In dem vorliegenden Verfahren war und ist das Vorliegen der
Anordnungsvoraussetzungen zugunsten der Antragstellerin nicht glaubhaft
gemacht, weil die Notwendigkeit einer Regelung des zwischen den Beteiligten
streitigen RechtsverhÃ¤ltnisses zur Abwendung wesentlicher Nachteile durch
einstweilige Anordnung i.S.v. Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG nach derzeitigem Sach- und
Rechtsstand nicht Ã¼berwiegend wahrscheinlich war und ist.

Das einstweilige Rechtsschutzbegehren ist zunÃ¤chst in Bezug auf den vor der
Beantragung des Erlasses einer einstweiligen Anordnung bei dem Sozialgericht am
21. November 2005 liegenden Zeitraum ausgeschlossen (LSG Sachsen vom 21.
November 2005 â�� L 3 B 152/05 AS; LSG Berlin-Brandenburg vom 30. September
2005 L 23 B 1017/05 SO ER, LSG Hamburg vom 4. MÃ¤rz 2005 â�� L 3 B 43/05 ER
SO), weil Hilfe zum Lebensunterhalt im Wege einer einstweiligen Anordnung in der
Regel nur zur Behebung einer gegenwÃ¤rtigen Notlage zu erfolgen hat und nicht
rÃ¼ckwirkend zu bewilligen ist, falls nicht ein Nachholbedarf glaubhaft gemacht ist
(vgl. hierzu OVG Brandenburg, Beschluss vom 17. September 2003 â�� 4 B 39/03 -;
Finkelnburg/Jank, VorlÃ¤ufiger Rechtsschutz, 4. Auflage, Rdnr. 1245 m.w.N.). Ein
Fortwirken einer etwaigen, im Zeitraum vor dem gerichtlichen Eilverfahren
entstandenen Notlage bis in die Gegenwart, zu deren Beseitigung die
Inanspruchnahme von einstweiligem Rechtsschutz in Betracht kÃ¤me
(Oberverwaltungsgericht Schleswig vom 13. Januar 1993 â�� 5 M 112/92; HLSG
vom 20. Juni 2005 â�� L 7 AL 100/05 ER), hat die Antragstellerin nicht dargetan und
ist nicht ersichtlich.

Der Anordnungsgrund einer EilbedÃ¼rftigkeit wegen drohendem Verlust der Zusatz-
Pflegeversicherung bei der H.-Versicherungs-AG infolge von BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nden
war seit der Beantragung des Erlasses einer einstweiligen Anordnung bei dem
Sozialgericht am 21. November 2005 von vornherein nicht gegeben, weil die
Antragstellerin infolge der BeitragsÃ¼berbrÃ¼ckungen bis zum 31. MÃ¤rz 2006
zunÃ¤chst praktisch beitragsfrei gestellt war (siehe Schreiben des Versicherers vom
19. Januar 2006). Seit dem ErlÃ¶schen dieser Pflegeversicherung nach dem 1.
MÃ¤rz 2006 ist die Antragstellerin durch einen Verlust der â�� so ihr Vorbringen â��
einzigen ihr zugÃ¤nglichen privaten Pflegeversicherung im Zeitpunkt der
Entscheidung des Beschwerdegerichts gleichwohl weder bedroht noch belastet, weil
sie jederzeit einen neuen Pflegeversicherungsvertrag bei der H.-Versicherungs-AG
abschlieÃ�en kann (Schreiben des Versicherers vom 2. Juni 2006). Die gegenteilige
Behauptung der Antragstellerin ist objektiv wahrheitswidrig.

Auch der Anordnungsgrund einer EilbedÃ¼rftigkeit des Neu-Abschlusses des
Pflegeversicherungsvertrags mit der H.-Versicherungs-AG wegen drohendem Eintritt
von PflegebedÃ¼rftigkeit in absehbarer Zukunft (vor Ende des
Hauptsacheverfahrens S 20 SO 14/05 bei dem Sozialgericht GieÃ�en plus einer
etwaigen versicherungsrechtlichen Aufbauzeit von drei Jahren) ist nicht glaubhaft
gemacht. Allgemein betrÃ¤gt die Pflegefallquote fÃ¼r weibliche Personen bis zu 60
Jahren lediglich 0,4% (Statistisches Bundesamt, Pflegestatistik 2003). Die
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Antragstellerin ist seit 1997 erwerbsgemindert und seit 1998 schwerstbehindert; sie
war nach eigenem Vorbringen bei Eintritt in die private Pflegeversicherung am 1.
Oktober 2004 nicht pflegebedÃ¼rftig. Seitdem sind keine wesentlichen
gesundheitlichen Verschlechterungen dargelegt. Der Facharzt fÃ¼r
Allgemeinmedizin 0. D. aus S. hatte bereits am 27. Mai 2004 bescheinigt, es
mÃ¼sse jederzeit damit gerechnet werden, dass Frau H. erneut zu einem Pflegefall
werde, und er hat jetzt am 7. Juni 2006 erneut bescheinigt, dass der "Pflegefall
jederzeit eintreten kÃ¶nnte". Weder diese Formulierung, noch ihre medizinische
Fundierung vermÃ¶gen von der Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit eines
absehbar bevorstehenden Eintritts einer PflegebedÃ¼rftigkeit zu Ã¼berzeugen,
deren Leistungsbedarf nicht von der bestehenden sozialen Pflegeversicherung ggf.
mit ergÃ¤nzender Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII abgedeckt wÃ¼rde. Die
Antragstellerin, die sonst keinerlei Ã¤rztliche Unterlagen in das Verfahren
eingefÃ¼hrt hat, meint selbst, sie kÃ¶nne nicht beweisen, wann sie zum Pflegefall
werde (Schreiben vom 4. Juni 2006); der Pflegefall sei nicht konkret absehbar
(Schreiben vom 14. Juli 2005). Dem schlieÃ�t das Beschwerdegericht sich an; der
persÃ¶nliche Eindruck von der Antragstellerin im Rahmen ihrer AnhÃ¶rung bei
Gericht hat keine Behinderung an der Grenze zur PflegebedÃ¼rftigkeit augenfÃ¤llig
gemacht. Hinsichtlich des Ob, des Wann und des Umfangs des Eintritts einer
ungenÃ¼gend abgesicherten PflegebedÃ¼rftigkeit sprechen in der
zusammenfassenden Beurteilung nicht mehr konkrete UmstÃ¤nde fÃ¼r eine
unmittelbar bevorstehende Pflege-Notlage als die UnwÃ¤gbarkeiten einer
ungewissen Zukunft dagegen.

Auch den Anordnungsanspruch auf die geltend gemachte Leistung hat die
Antragstellerin nicht glaubhaft gemacht. Es erscheint nach summarischer PrÃ¼fung
der Sach- und Rechtslage im Eilverfahren nicht geboten, den Antragsgegner
vorlÃ¤ufig zur Ã�bernahme von BeitrÃ¤gen zur Pflegeversicherung bei der
H.-Versicherungs-AG ab 1. Mai 2006 (siehe Antragstellung) gemÃ¤Ã� Â§ 32 SGB XII
oder zur Absetzung jener BeitrÃ¤ge, zuletzt in HÃ¶he von monatlich 75,86 Euro
(H.-Versicherungs-AG, Schreiben vom 19. Januar 2006), vom Einkommen gemÃ¤Ã� 
Â§ 82 SGB XII zu verpflichten.

Es ist nicht Ã¼berwiegend wahrscheinlich, dass der Antragsgegner BeitrÃ¤ge zu
einer ab 1. Mai 2006 wieder auflebenden oder kÃ¼nftig neu abzuschlieÃ�enden
Pflegerenten-Risko Versicherung (Tarif PRG F) bei der H.-Versicherungs-AG
gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII abzusetzen hat. Die Antragstellerin sowie ihre
Tochter V. beziehen von dem Antragsgegner Hilfe zum Lebensunterhalt gemÃ¤Ã� 
Â§Â§ 27 ff. SGB XII, soweit sie ihren Lebensunterhalt nicht aus ihrem Einkommen
und VermÃ¶gen beschaffen kÃ¶nnen (Â§ 41 Abs. 2 SGB XII). Von dem in Â§ 82 Abs.
1 SGB XII definierten Einkommen (hier: Ehegattenunterhalt, Mieteinnahmen; siehe
Bescheid vom 27. MÃ¤rz 2006) sind gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII BeitrÃ¤ge
zu privaten Versicherungen abzusetzen, soweit diese BeitrÃ¤ge nach Grund und
HÃ¶he angemessen sind. Der unbestimmte Rechtsbegriff der Angemessenheit, der
ohne fachbehÃ¶rdlichen Beurteilungsspielraum der vollen gerichtlichen
NachprÃ¼fung unterliegt, muss mangels nÃ¤herer ErlÃ¤uterung im Gesetz und in
den Gesetzesmaterialien aus der inneren Systematik sowie aus Sinn und Zweck der
Vorschrift unter BerÃ¼cksichtigung der dem SGB XII innewohnenden Zielsetzungen
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ausgelegt werden (BrÃ¼hl, in LPK-SGB XII, Â§ 82 Rdnr. 74). Die Angemessenheit
von freiwilligen Vorsorgeaufwendungen ist danach zu bejahen, wenn keine
genÃ¼gende Pflichtversicherung besteht (BrÃ¼hl, a.a.O., Â§ 82 Rdnr. 74; so
Sozialgericht Hamburg vom 27. Januar 2006 â�� S 53 AS 568/05 -: bejahend in
Bezug auf eine Krankenhaustagegeldversicherung) und wenn die freiwilligen
Vorsorgeaufwendungen in einem Ã¤hnlichen MaÃ�e wie die gesetzlich
vorgeschriebenen Sozialversicherungen notwendig sind (Oberverwaltungsgericht
â�� OVG â�� Nordrhein-Westfalen vom 11. Juli 2001 â�� 12 A 2727/00). Bei
weiterreichender freiwilliger Vorsorge sind das versicherte Risiko einerseits und die
SparzwÃ¤nge bei wirtschaftlich beengten VerhÃ¤ltnissen andererseits in Bezug auf
die jeweilige individuelle Lebenssituation abzuwÃ¤gen (vgl. BVerwG vom 28. Mai
2003 â�� 5 C 8/02). Die bezweckte Sicherung darf nach Art und HÃ¶he â��
allenfalls â�� dem entsprechen, was ein vernÃ¼nftiger und vorausschauend
planender BÃ¼rger ohne Ã¼berzogenes SicherheitsbedÃ¼rfnis mit einem
Einkommen knapp oberhalb der Sozialhilfegrenze in einer ansonsten vergleichbaren
Lage fÃ¼r sinnvoll und tragbar erachten wÃ¼rde (OVG Nordrhein-Westfalen,
a.a.O.). Die Grundgedanken der zum BSHG entwickelten Rechtsprechung kÃ¶nnen
auch bei der Auslegung des SGB XII Anwendung finden.

Eine Vergleichsperson in VerhÃ¤ltnissen, die denen der Antragstellerin vergleichbar
sind, wÃ¼rde wahrscheinlich keine private Zusatz-Pflegeversicherung Ã¼ber eine
monatliche Rente von 1.000,00 Euro bei Pflegestufe III gegen einen Beitrag von
monatlich 75,86 Euro abschlieÃ�en. MaÃ�geblich fÃ¼r diese Wertung ist an erster
Stelle das Bestehen einer Sicherung durch die soziale Pflegeversicherung, â�� hier
durch Mitgliedschaft in der Pflegekasse bei der DAK. Die soziale Pflegeversicherung
nach dem SGB XI (Gesetz vom 26. Mai 1994, BGBl. I, S. 1014) bildet den
gesetzlichen Vorsorgestandard fÃ¼r das Risiko der PflegebedÃ¼rftigkeit in der
Bundesrepublik Deutschland. Die Ausgestaltung der Versicherungsleistungen nach
jeweils pauschaliertem Pflegebedarf mit HÃ¶chstgrenzen macht weder im
Allgemeinen, noch speziell fÃ¼r GrundsicherungsleistungsempfÃ¤nger eine
ErgÃ¤nzung durch eine private Zusatzversicherung erforderlich. Von insgesamt 2
076 935 PflegebedÃ¼rftigen mussten im Jahr 2003 lediglich 323 000 Personen Hilfe
zur Pflege nach dem BSHG in Anspruch nehmen (Statistisches Bundesamt,
Pressemitteilung vom 25. November 2004 sowie Pflegestatistik 2003; mit
zunehmender Tendenz: Dalichau/GrÃ¼ner/MÃ¼ller-Alten, SGB XI, Kommentar,
Loseblatt, Stand 1. Oktober 2005, Â§ 13 Seite 9). Die Zielsetzung des Gesetzgebers,
PflegebedÃ¼rftige (insbesondere Heimbewohner) â�� nur â�� in der weit
Ã¼berwiegenden Zahl der FÃ¤lle von Sozialhilfe unabhÃ¤ngig zu machen (Erster
Bericht Ã¼ber die Entwicklung der Pflegeversicherung, BT-Drucksache 13/9528, 8),
ist in dem zahlenmÃ¤Ã�ig beschriebenen MaÃ�e erreicht (kritisch Klie/Kramer,
Soziale Pflegeversicherung, Kommentar, 2. Auflage, Â§ 43 Rdnr. 4). Die Normierung
einer ErgÃ¤nzung der pauschalierten Pflegeversicherungsleistungen um die nach
individuellem Hilfebedarf bemessenen FÃ¼rsorgeleistungen zur Pflege â��
nunmehr auch nach Â§Â§ 61 ff. SGB XII â�� durch Â§ 13 Abs. 3 SGB XI fÃ¼r
AusnahmefÃ¤lle von PflegebedÃ¼rftigkeit vervollstÃ¤ndigt das Sicherungssystem.
Auch fÃ¼r eine Vergleichsperson mit geringem Einkommen ist â�� wie fÃ¼r
Bezieher von Grundsicherungsleistungen nach dem SGB XII â�� diese kombinierte
Pflegefallsicherung durch SGB XI und SGB XII im Allgemeinen angemessen. Der
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nachvollziehbare Wunsch der Antragstellerin, sich im Pflegefall mittels einer
Pflegerente aus privater Pflegeversicherung in HÃ¶he von 1000,00 Euro
zusÃ¤tzliche Pflegeoptionen zu erÃ¶ffnen, entspricht hinsichtlich der Ã¼blichen
Absicherung typischer Risiken des Alltags nicht dem Lebenszuschnitt der
BevÃ¶lkerungsgruppe, der die Antragstellerin zuzuordnen ist (Hauck/Noftz, SGB II,
Kommentar, Â§ 11 Rdnr. 145).

Die individuellen VerhÃ¤ltnisse der Antragstellerin begrÃ¼nden keine ihr
gÃ¼nstigere Beurteilung im Einzelfall. Die Angemessenheit von
Vorsorgeaufwendungen beurteilt sich sowohl danach, fÃ¼r welche Lebensrisiken
(Grund) und in welchem Umfang (HÃ¶he) Bezieher von Einkommen knapp oberhalb
der Sozialhilfegrenze solche Aufwendungen zu tÃ¤tigen pflegen, als auch nach der
individuellen Lebenssituation des Hilfesuchenden (BVerwG vom 28. Mai 2003 â�� 5
C 8/02 -, zurÃ¼ckgehend auf seine Entscheidung vom 27. Juni 2002 â�� 5 C 43.01
-). Die Antragstellerin hat als ihre individuelle Situation ein â�� gegenÃ¼ber dem
statistischen Mittel (Pflegefallquote von 0,4% fÃ¼r weibliche Personen bis zu 60
Jahren; Statistisches Bundesamt, Pflegestatistik 2003) â�� erhÃ¶htes Pfegefallrisiko
aufgrund von Vorerkrankungen geltend gemacht. Rechtliches Kriterium ist aufgrund
der zum Bundessozialhilfegesetz entwickelten Rechtsprechung, deren
Grundgedanken bei der Auslegung des SGB XII weiterhin Anwendung finden
kÃ¶nnen, ob eine Versicherung zu einer Verbesserung fÃ¼r den HilfebedÃ¼rftigen
oder zu einer Entlastung der Sozialhilfe (vgl. Hessischer Verwaltungsgerichtshof
vom 22. Juni 1987 â�� 9 OE 98/82 â�� zur Ã�bernahme von
LebensversicherungsbeitrÃ¤gen) fÃ¼hren wÃ¼rde und ob insoweit
Versicherungsaufwand und -ertrag in einem wirtschaftlich sinnvollen VerhÃ¤ltnis
zueinander stehen; dies muss absehbar und nicht vÃ¶llig ungewiss sein (BVerwG
vom 24. Juni 1999 â�� 5 C 18/98 â�� zur Ã�bernahme von AltersrentenbeitrÃ¤gen).
In dem vorliegenden Eilverfahren sind das Ob, das Wann und der Umfang des
geltend gemachten Eintritts einer ungenÃ¼gend abgesicherten
PflegebedÃ¼rftigkeit bei der Antragstellerin nicht hinreichend konkretisiert, um eine
Pflege-Notlage als glaubhaft gemacht ansehen zu kÃ¶nnen (siehe die
AusfÃ¼hrungen zum Anordnungsgrund), welche durch die bezweckte private
Zusatz-Pflegeversicherung absehbar abgewendet wÃ¼rde. Eine insoweit valide
Prognose setzte eine fundierte AufklÃ¤rung des Gesundheitszustands der
Antragstellerin voraus, die â�� abhÃ¤ngig von der eingenommenen Rechtsposition
â�� sachverstÃ¤ndiger Begutachtung im Hauptsacheverfahren vorbehalten bleibt.
Vor diesem Hintergrund wÃ¼rde eine in beengten VerhÃ¤ltnissen lebende
vernÃ¼nftige Vergleichsperson keine Beitragsverpflichtung von monatlich 75,86
Euro zugunsten einer nicht absehbaren Zukunft eingehen, weil die ErfÃ¼llung
dieser finanziellen Verpflichtung ihren aktuell notwendigen Lebensunterhalt (vgl. 
Â§Â§ 27, 28 SGB XII) gefÃ¤hrden wÃ¼rde. Das gilt auch unter BerÃ¼cksichtigung
des Umstands, dass die Antragstellerin derzeit bei dem Amtsgericht Wetzlar eine
ErhÃ¶hung ihres nachehelichen Unterhalts um ca. 376,00 Euro klageweise
durchzusetzen sucht. Bis dato ist ihre UnterhaltsabÃ¤nderungsklage ohne Erfolg;
eine Gerichtsentscheidung ist nach EinschÃ¤tzung der Antragstellerin "nicht
absehbar" (Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung an das Amtsgericht
Wetzlar vom 15. Mai 2006, 613 F 151/04 UE). Im Fall ihres kÃ¼nftigen Obsiegens,
fÃ¼r das das Amtsgericht Wetzlar die prozesskostenhilferechtlichen
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Erfolgsaussichten aufgrund eines schlÃ¼ssigen Vorbringens der Antragstellerin
teilweise bejaht hat (Bewilligung von Prozesskostenhilfe durch Beschluss vom 10.
Oktober 2004 â�� 6 F 151/04 UE), wÃ¼rde ihr Einkommensniveau nach Abzug des
derzeit bezogenen Grundsicherungseinkommen nach dem SGB XII (zuletzt 295,78
Euro monatlich ab 1. April 2006 laut Bescheid vom 27. MÃ¤rz 2006) allerdings
weiterhin nur mÃ¤Ã�ig oberhalb der Sozialhilfegrenze liegen.

Auf die Angemessenheit einer Absetzung von Versicherungsbeitrags-TeilbetrÃ¤gen
vom Einkommen â�� etwa fÃ¼r eine niedrigere Versicherungssumme â�� kann es
danach nicht ankommen.

Es ist schlieÃ�lich nicht Ã¼berwiegend wahrscheinlich, dass der Antragsgegner zur
Ã�bernahme der PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge an die H.-Versicherungs-AG
gemÃ¤Ã� Â§ 32 Abs. 3 SGB XII verpflichtet ist. Nach der genannten Vorschrift
werden die BeitrÃ¤ge zur Pflegeversicherung Ã¼bernommen, die mit den
KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen zusammenhÃ¤ngen, die nach den AbsÃ¤tzen 1
und 2 des Â§ 32 SGB XII Ã¼bernommen werden. Da die Antragstellerin bei der
H.-Versicherungs-AG nicht krankenversichert ist, kommt eine damit
zusammenhÃ¤ngende Ã�bernahme von PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen nicht in
Betracht.

Die Kostenentscheidung ergeht entsprechend Â§ 193 SGG.

Dieser Beschluss ist nach Â§ 177 SGG nicht weiter anfechtbar.

Erstellt am: 12.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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